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Die Abgeoi1 dneton Franz M a y r. und Genossen haben am 21. 11ai d.JJ an den 

·Bundosminister für Handel und Wiederaufbau eine Anfrage, bGtreffend die Ein­

bringung eines Ent,rurfes eines Bundesgosetzes zur Förderung des Neu- und Aus­

baues von Wasserversor$ungs- und KanalisationsanlagGn sO\~Jie zur Förderung von 

I/Iassnahmen zum Schutze der ober- und unterirdischen GeuässGr Gegen Verunreini­

gungen, gerichtet. 

In BeantvJ'ortung dieser Anfrage führt Bundesminister ,für Handel und 

'7iederaufbau Dr:" 13 0 c k folGondes aus ~ 

Nach dem fJr die Förderung von Anlagen zur Versorsung der Gemeinden und 

Siedlungen mit Trinkr und Nutzwasser und zur Ablei'Gung und Reinhaltung der Ab­

wässer in Botracht kommenden '\7asserbautenförderungsgesetz s 13G13l.Nr.34/48, 

Yierden für diese ZVJecke nichtrückzahlbare Bundesbei träge gG\7ährt, nenn die 

Länder gleich hohe BeiträGe widmen. Der Bundosbeitrag ist grundsätzlich 

mit 20 % dGr Gesamtkosten der Anlage beschränkt und ka:':1n nur bei Einzel­

siedlungen und Bauerngehöften bis zu 40 % erhöht \7ero.e:':1. Nur in Yfenigen Fällen 

können neben dem Bundesbeitrag auch Darlohen gewährt werden. 

Abgesehen von den volks\'iirtschaftlich nachteiligen Auswirk:ungen jeder 

Subventionspoli tik kann bEJi der GGgebenen BeJchri:nkung der vom Bund für diese 

Z,vecko bereitgestellten Mittel vvoder das Kostenerfordernis zur Deckung des 

Nachholbedarfes von ca. 16 Milliarden Schilling in absehbarer Zeit aufgebracht 

werden, noch auch die Aufschliessung neuer Gebiete durch Errichtung von Trink .... 

und AbYiasseranlagen in zureichendem Masse gofördert nerden. Die erhöh~e An­

fälligkei t der 111enschen an typhösen Erkrankungon bei tlangelhaftor Trinknassel''''' 

versorgung und Kanalisation einerseits und die Not,;endiiikoi t der Koordinierung 

der Wohnbautätigkoi t mit der WasserversorßUng und Ab"i7aSSerbesei tigung zwinGen» 

neue WeGe auf diesem Gebiet der Förderunßsmassnahmon zu besclüei ten. 

Mi t den bisherigen Budgetansätzen von 8 und 9 ]lillionen Schilling jährlich 

kann die Losung dieser umfassenden Sanierung nicht gofunden ,';orden. Es ist da­

her notYlOndig, ein neues Gesetz zu sch3.ffen, das in der Hauptsache die Schaffung 

eines Fonds, eine wesentliche Erhöhung der Mittel, die Sicherung der dauernden 

Eingänge dieser Mittel und die Gewährung von lanGfristi.gon :Darlehen vorsieht. 
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Die Schaffung eines Foncls ist notwc::mdiCjI um clie DurchführunG der Finanzierung 

von WasserversorGungs- und AbwasserleitunGsanlaGcn, deren Bau sich oft auf 

mehrere Jahre erstreckt .. Gewährleisten zu können. So erfordert die Ringleitung 

im BUJ:'gonland 120 I,lillionon Schilling9 die Ortslei tunG im BuX'genland 130 Millio .... 

nen Schilling, c:ie Hhointallei tunG inSGesamt ca. 85 Millionen SchillinG, der 

Ausbau der Anlagon in der S-1iad t Salzburg ca. 100 Hillionen Schilling .. der 

Ausbau dor Kanalisationsanlagen ü: Innsbruck 45 Hilllonen SchillinG usw. -

Zur Finanzierung dor Errichtung dieser Anlagon sieht das Gesetz vors dass aus 

clen Eingängen an don Wohnhaus .... Wieder2ufbaufonds~ an den Bundes-Wohn- und 

Siodhmgsfonc1s und von den vom Bund Zlll' VerfügemG gestell ton :1>iti tteln für Zwecke 

der Erfüllung des \7ohnbauförderungsgesetzes 1954 je 5 ?~ in <len neu zu schaffen­

den Fonds eingebracht wel'don. Der AuffassunGs dass durch die Änderung der bezüg­

lichen Finanzgesetze eine Schädigung der.Wohnbautätigkeit eintritt, muss 

entgeGengehalten ywrdens dass bei Fehlen einer geordneten Trr'm.bvasserversorgung 

und Kanalisation Ersatzeinrichtungen hiofü.r von den einzelnen Bauwerbern Ge­

troffen und von den Wohnbaufonds mitfinanziort norden müssen. Der Abgang an 

:litteln für die Fonds ist daher nUJ:' ein s cheinbarer. Seitons des I"lohnhaus­

Wiedoraufbaufonds besteht Boreitschaftjl auf don Eingang von 5 % der Gesamt-

mi ttel s das ist auf 30 I\Tillion~n Schilling jährlich zu vorzichteno Hinsicht­

lich der Boitragsleistung aus den Eingängen für die VlohnbaufördOl"ung 1954 

bedarf es nur einer Andel"ung dos Bunc~esGeset?'es vom 7. Juli 19549 BGB1.lifr.152. 

Rücksichtlich des Bunc1es-VTohn- und Siedlungsfoncls bestehon die bekannten 

Schwierigkeiten., die darin. bestehel1s dass der Bundosminister für soziale Ver­

waltung in der AbsIlal tung von Ten:lbeträgen aus den Eingängen in diesen Fonds· 

olilne Einschränkung clet Wohnbautätigkoit befü~chtet~ die aberg wio vorhin 

erwähnt, de facto nicht eintritt. IJleine Bemühungen .. den Herrn Bundesr.:1inistor 

für soziale Verwaltung von cler RichtiGkeit 1-md V1ichtigkei t des vorliegenden 

Gesetzontvlurfes zu überzcugonj) y;al'eY'. bisher ohne Erfolg. Ich YJorde dahGr 

die Frage bei den Koalitionsbesprechungen zur Entscheidung vorleben. Falls die 

Zustimmung zur finanziellen LÖ3ung errei cht \"Jerden kann, kann das Gesetz un­

verzüglich eingebracht YJerdens ,;811n Bleichzei tig cUe entsprochende Abänderung 

des Bundesgesetzes vom 17. Dezember 1951~ BGJ31.Nr .• 13/52 J1 in der Fassung 

dos Bundesgesetzes vom 7. Juli 19543 BGBLNr.155", über die Einhebung eines 

WohnbaufördeJ:'Ungsbeitragos und das BundeSGesetz vom 7. Juli 1954 .. BGB1.Nr.152 1l 

botreffend die Erheblli"lg eines Beitrages vom Einkommons vorgenomL16n ,\-.rird. 
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